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Den Koalitionsvertrag über 
gute Regierungsführung 
(yahapalanaya) unterzeichne-

ten beide Parteien im August 2015 auf 
zwei Jahre; mehr aus Einsicht denn aus 
Überzeugung. Ein wichtiges Element 
stellte die wirtschaftliche Entwicklung 
auf Basis einer staatlich gestützten, so-
zialen Marktwirtschaft dar. Eine Mil-
lion Arbeitsplätze sollten durch quali-
tative Entwicklung entstehen, ergänzt 
durch ein Programm für Handwerks-
betriebe und sozialen Wohnungsbau.1 
Die Regierung erhöhte 2015 die Ge-
hälter der staatlichen Bediensteten 
merklich, die Abwertung der Rupie, 
Preisanstiege und eine schwerfällige 

Wirtschaft ließen jedoch das Leben 
der Menschen schwieriger werden. 
Die Regierung versäumte es, die In-
frastruktur und Dienstleistungen zu 
verbessern, die den Alltag der meisten 
Leute bestimmen: öffentlicher Ver-
kehr, Freizeiteinrichtungen, Gesund-
heitsversorgung, Bildung. Der Koali-
tionsvertrag hatte Verbesserungen bei 
Bildung und Gesundheit ausdrück-
lich vorgesehen.

Rechtstaatliche  
Reformvorhaben

Das zweite Kapitel des Koalitionsver-
trags sah die Wiederherstellung der 

Freiheitsrechte und des Rechtstaats, 
die Stärkung der Demokratie und 
Gleichberechtigung vor. Mehrere un-
abhängige Untersuchungskommis-
sionen sollten eingerichtet, eine neue 
Verfassung ausgearbeitet und Men-
schenrechte wieder in Kraft gesetzt 
werden. Allein die Einrichtung der 
Kommissionen wurde zu Beginn als 
Schritt zur Stärkung der Demokratie 
erachtet. Inzwischen stellt sich heraus, 
dass die Mehrzahl keinen Biss hat. Die 
Kommission zur Überprüfung der Po-
lizei hat keine einzige Maßnahme zu-
stande gebracht, die missbräuchliche 
Gewaltanwendung bis hin zur Folter 
durch Polizeioffiziere einzudämmen. 
Die einzige Kommission, die einen 
merkbaren Beitrag lieferte, war die 
Menschenrechtskommission (Human 
Rights Commission of Sri Lanka). Be-
zeichnenderweise hat die Regierung 
sie in die Ausarbeitung der Menschen-
rechtsgesetzgebung nicht einbezogen. 
„Damit die Menschenrechtskommis-
sion erfolgreich in Sachen Politik- und 
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Der Reformdiskurs in Sri Lanka erwies sich bei zwei jüngeren Gelegenheiten als politisch 
machbar. Zum einen bei der Niederlage des Rajapaksa-Regimes bei den Präsidentschafts-
wahlen im Januar 2015, zum anderen bei der Bildung einer Koalitionsregierung durch die 
beiden großen politischen Parteien. Das Zusammengehen der Freiheitspartei (Sri Lanka 
Freedom Party) und der Vereinten Nationalen Partei (United National Party) wurde als 
historische Chance begriffen. Der Großteil der Reformagenda harrt jedoch der Erfüllung, 
während Streit in der Regierung zu einem alltäglichen Vorgang geworden ist. Stramme 
Parteigänger sticheln regelmäßig gegeneinander. Haben Reformen unter diesen Umstän-
den überhaupt eine Chance? Im Folgenden ein Resümee, das den Koalitionsvertrag, also 
keinen externen Maßstab, zur Bewertung heranzieht.

Manifestation in Kilinochi am 03. Mai 
2017, die Einhaltung menschenrechtlicher 
Standards ist für das GSP+ Abkommen 
zwingend
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Gesetzesreform arbeiten kann, muss 
die Regierung die Grundlagen schaf-
fen. Sie hat jedoch keinen ihrer Ent-
würfe mit uns besprochen, trotz mehr-
facher Aufforderung. Die Regierung 
müsste für sich klären, welche Rolle sie 
uns einräumen will”, beschwerte sich 
kürzlich das Kommissionsmitglied 
Ambika Satkunananthan öffentlich.2

Im Dezember 2015 stellte die Re-
gierung zwei Gesetzesprojekte vor, 
eine Änderung des Strafprozess-
rechts (Code of Criminal Procedure  
(Amendment)) und des Strafrechts  
(Penal Code (Amendment)). Damit soll-
ten Hasspropaganda und Aufstache-
lung zu kommunaler Gewalt und zum 
Unfrieden unter Strafe gestellt werden. 
Menschenrechtler/-innen kritisier-
ten beide Gesetzesprojekte heftig, so 
dass die Regierung die Projekte nicht 
weiter verfolgte. Hasspropaganda und 

Gewalt gegen Minderheiten sind bis 
heute nicht strafbewehrt. Präsident Si-
risena hatte versprochen, innerhalb der 
ersten 100 Tage das drakonische Ge-
setz zur Bekämpfung des Terrorismus  
(Prevention of Terrorism Act; PTA) 
abzuschaffen. Seine Präsident-
schaft dauert inzwischen über 800 
Tage, und PTA ist immer noch in 
Kraft. Die Alternative, der Entwurf 
eines Anti-Terrorismus-Gesetzes 
(Counter Terrorism Act), fiel bei den 
Menschenrechtsverteidiger(inne)n 
durch. „Würde der jetzige Entwurf in 
Kraft treten, wären die Folgen für alle 
Sri Lanker noch gravierender als beim 
PTA“, bilanzierte die Menschenrechts-
anwältin Kishali Pinto Jayawaradene.3

Ein wichtiges Reformprojekt stellte die 
Ausarbeitung einer neuen, modernen 
und demokratischen Verfassung dar. 
Das mit der Recherche beauftrag-
te Komitee (Public Representations  
Committee on Constitutional Reform) 
übergab der Regierung ihren Ab-
schlussbericht im Mai 2016.4 Danach 
zirkulierten mehrere Entwurfsvorla-
gen im Parlament, ohne dass ein ge-
meinsamer Vorschlag entstand. Poli-

tisch schwergewichtige Minister gaben 
widersprechende Stellungnahmen vor 
allem zum Thema politische Dezen-
tralisierung und föderalen Staatsauf-
bau ab. Es ist daher mehr als unwahr-
scheinlich, dass in den verbleibenden 
zwei Monaten des Koalitionsvertrags 
ein gemeinsamer Vorschlag zustande 
kommt.

Erneuerung des zivilen Lebens

Das dritte Kapitel des Koalitionsver-
trages befasste sich mit der Korrupti-
onsbekämpfung. Eine Untersuchungs-
kommission sollte mehrere Aufgaben 
ausführen: Gesetze zur Rechnungs-
legung (National Audit Act) und 
zum Informationszugang (Right to  
Information Act), Reform der gesetz-
lichen Regularien zur Finanzkrimi-
nalität, zu Geldwäsche, Betrug, Steu-
erhinterziehung und entsprechenden 
Verfahrensrechten. Das Auskunfts-
recht ist in Kraft getreten, gilt als ei-
nes der weltweit besten und wird 
auch in Anspruch genommen. Der 
Entwurf für das Audit-Gesetz wurde 
nach und nach entkernt, und selbst 
die weichgespülte Fassung ist nicht  

Sri Lankas Schatten: Tausende werden 
vermisst und sind vorsätzlich zum 
Verschwinden gebracht worden. 
Demonstration am 19. Mai 2017
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abgeschlossen.5 Kein großer Korrupti-
onsfall ist vor Gericht verhandelt wor-
den. Umgekehrt mehren sich Gerüch-
te, dass regierende Politiker in riesige 
Korruptionsfälle verstrickt seien. 

Kapitel 6 formulierte die Notwendig-
keit, dass Frauen einen besseren Zu-
gang zu den wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Rechten haben sollten. 
Die Regierung wollte Frauen speziell 
fördern und die Gesetzgebung an die 
Vorgaben der Frauenrechtskonvention 
anpassen. In der Realität hat die Regie-
rung den Frauen wenig Aufmerksam-
keit geschenkt. Eine Frauenkommis-
sion, vom UN-Frauenrechtsausschuss 
(CEDAW)6 angemahnt, existiert bis 
heute nicht. Spezielle Unterstützungs-
programme für rund 50.000 Kriegs-
witwen und Hunderttausende Frauen 
als Haushaltsvorstände kamen nicht in 
Gang. Die Repräsentanz von Frauen 
in politischen Gremien liegt im loka-
len Bereich bei zwei Prozent, im na-
tionalen Parlament bei sechs Prozent. 
Das Frauenministerium tritt öffent-
lich kaum in Erscheinung.

Versöhnung

Die Regierung versprach eine umfas-
sende Versöhnungspolitik. Von den 
vier Mechanismen zur Übergangsju-
stiz hat die Regierung jedoch nur das 
Gesetzespaket zur Gründung des Am-
tes für vermisste Personen (Office of 
the Missing Persons; OMP) verabschie-
det, das nach einem Jahr noch immer 

nicht eingerichtet ist. Der EU-Bot-
schafter für Sri Lanka und die Male-
diven, Tung-Laï Margue, stellte fest, 
dass sich das Tempo der Reformen in 
Sri Lanka erheblich verlangsamt hat. 

Im Februar dieses Jahres sagte Ex-
Präsidentin Chandrika Kumaratun-
ga, die das Regierungsprogramm zur 
Versöhnung leitet, ausländischen Kor-
respondenten, die Regierung sollte sich 
stärker auf die neue Verfassung kon-
zentrieren und nicht so sehr auf die 
Aufarbeitung mutmaßlicher Kriegs-
verbrechen. Sollte eine solche Unter-
suchung jetzt beginnen, gebe es kei-
ne neue Verfassung. Das ist die Krux. 
Die Regierung, insbesondere Präsi-
dent Sirisena, fürchtet Rajapaksa, der 
gegen eine neue Verfassung mobilisiert 
und sich auf den extremen singhale-
sisch-buddhistischen Nationalismus 
stützt. Sirisena gibt den Forderun-
gen des Militärs bei Menschenrechts-
fragen der Tamilen zunehmend nach. 
Mittlerweile baut das Militär bud-
dhistische Tempel und singhalesische 
Kolonien in Tamilen-Gebieten. Das 
Militär betreibt im Norden Hunder-
te von Vorschulen und unterhält ein 
umfangreiches Netzwerk von Unter-
nehmungen. Es weigert sich konstant, 
Gerichten eine Liste von Kämpfenden 
der LTTE (Liberation Tigers of Tamil 
Eelam) weiterzuleiten, die sich ergeben 
hatten. Ebenso verweigert es sich ge-
richtlichen Anfragen und Haftbefeh-
len und hält große Landstriche der Ta-
milen besetzt. Im Norden nimmt die 

militärische Schurigelung und Ein-
schüchterung von Menschen zu, die 
an friedlichen Protesten teilnehmen.

Ohne eine Reform der Sicherheits-
kräfte ist eine echte Versöhnung nicht 
möglich. Dazu braucht es politischen 
Willen, während die Zeit abläuft. Im 
September muss ein neuer Koaliti-
onsvertrag unterschrieben oder der 
jetzige erneuert werden. Im Oktober 
stehen drei Provinzwahlen an. Kom-
munalwahlen sind seit fast zwei Jah-
ren überfällig. Die Unzufriedenheit 
wächst überall. Es muss jetzt gehan-
delt werden, bevor es für Sri Lankas 
Reformagenda zu spät ist.

Aus dem Englischen übersetzt  
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